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25. Reform der Vermögensabschöpfung in Strafverfahren 
zeigt Wirkung - weitere Potenziale ermitteln 
 

Die 2017 in Kraft getretene Reform der Vermögensabschöpfung 
hat sich für Schleswig-Holstein positiv ausgewirkt. Die Staats
anwaltschaften nutzen die ihnen seitdem zur Verfügung stehen
den Möglichkeiten: Infolgedessen konnten sie von 2017 bis 2023 
18,7 Mio. € zugunsten des Landes abschöpfen. Gegenüber dem 
Zeitraum 2010 bis 2016 ist dies eine Steigerung um 12,8 Mio. €.  
 
Um auf diesem Weg weiterzumachen, sollte das Justiz-
ministerium prüfen, ob weitere Potenziale vorhanden sind. Dafür 
hat es insbesondere im Personalbereich bei den für die Vermö
gensabschöpfung geschaffenen Sonderzuständigkeiten für eine 
nachvollziehbare Kosten-Nutzen-Analyse zwischen eingesetztem 
Personal und erzielten Ergebnissen zu sorgen.  
 
Der positive Verlauf hat aber auch eine Kehrseite: Die absolute 
Zahl von Verfahren mit Maßnahmen der Vermögensabschöpfung 
hat sich seit der Reform im Durchschnitt mehr als verzehnfacht. 
Auch die Komplexität der Strafverfahren hat deutlich zugenom
men. In Kombination mit der ohnehin angespannten Belastungs
situation bei den Staatsanwaltschaften ist dies bei der zukünfti
gen Personalplanung zu berücksichtigen. Dafür sind die 
entsprechenden Bedarfe zu ermitteln.  

 
25.1 Was ist Vermögensabschöpfung?  

 
Eine Vielzahl von Straftaten wird begangen, um Vermögensvorteile zu 
erlangen. Damit „Verbrechen sich nicht lohnen“, besteht ein gesamt-
gesellschaftliches Bedürfnis, Straftätern diese erlangten Werte durch 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte wieder zu entziehen. Hierfür 
bedarf es einer wirksamen Vermögensabschöpfung. 
 
Mit dem Gesetz zur Reform der Vermögensabschöpfung1 hat dieses 
Instrument 2017 eine erhebliche Aufwertung erfahren. Den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften stehen seitdem zahlreiche Maßnahmen zur Verfü
gung, um rechtswidrig erlangte Vermögenswerte zurückzuführen. 
 

  

                                                      
1  Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung vom 13.04.2017, BGBl. I 

2017 S. 872. 
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Die Staatsanwaltschaft kann in Ermittlungsverfahren bereits frühzeitig auf 
die Umsetzung von Maßnahmen der Vermögensabschöpfung hinwirken. 
Hierzu gehören in Zusammenarbeit mit den Ermittlungspersonen die 
Durchführung von Finanzermittlungen und die vorläufige Sicherung von 
Vermögenswerten. Die endgültige Entscheidung über eine Einziehung 
obliegt regelmäßig dem Gericht.  
 
Gerade frühzeitige Sicherungsmaßnahmen, wie etwa die Beschlagnahme 
von Diebesgut bei auf frischer Tat Betroffenen, sind für Strafverfahren von 
besonderer Bedeutung, da sich mit ihnen Vermögensverschiebungen im 
Nachgang zu Straftaten effektiv verhindern lassen. Anderenfalls besteht 
das Risiko, dass abzuschöpfende Vermögenswerte später nicht mehr vor
handen sind oder die nachfolgende Vollstreckung aus anderen Gründen 
vereitelt oder erheblich erschwert wird.  
 
Speziell zur Stärkung dieser Aufgabe sind in Schleswig-Holstein seit der 
Reform Sonderzuständigkeiten bei den Staatsanwaltschaften geschaffen 
worden. Zudem wurde bei der Generalstaatsanwaltschaft des Landes 
Schleswig-Holstein eine zentrale Organisationsstelle für den Bereich der 
Vermögensabschöpfung (ZOV-SH) eingerichtet.   
 

25.2 Reform der Vermögensabschöpfung zeigt Wirkung - auch in Schles
wig-Holstein 
 
Mit der Reform der Vermögensabschöpfung 2017 hat die Bedeutung von 
Einziehungsmaßnahmen erheblich zugenommen. Der Anteil an Strafver
fahren mit Maßnahmen der Vermögensabschöpfung gegenüber insgesamt 
erledigten Strafverfahren hat sich seitdem auf mehr als das Zehnfache von 
unter einem Promille auf 1,2 % erhöht. In einem Ländervergleich liegt 
Schleswig-Holstein hier im oberen Mittelfeld. 
 
Daneben hat sich auch die Zahl der sichergestellten und eingezogenen 
Vermögenswerte zugunsten des Landes verdreifacht. Von 2017 bis 2023 
konnten insgesamt 18,7 Mio. € zugunsten des Landes abgeschöpft wer
den. Dieser Betrag ist gegenüber den Jahren 2010 bis 2016 um 
12,8 Mio. € angestiegen. Im Durchschnitt sind die zugunsten des Landes 
pro Jahr vollstreckten Beträge nach der Reform von knapp 0,9 Mio. € auf 
2,7 Mio. € angestiegen.  
 
Daneben stehen noch die Fälle, in denen Vermögenswerte an Dritte als 
sogenannte Tatverletzte zurückgeführt werden. Sofern möglich, erfolgt 
dies spätestens nach Verfahrensabschluss. Unter anderem in Steuerstraf
sachen können auch die Finanzämter Tatverletzte sein, sodass hier das 
Land ebenfalls profitieren kann. Die Höhe der Einziehungsentscheidungen 
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hat sich im Vergleich der vorgenannten Zeiträume von 10 Mio. € auf gut 
150 Mio. € erhöht. Über die tatsächlichen Rückgaben wird allerdings keine 
vollständige Statistik geführt. 
 

25.3 Weitere Potenziale ermitteln   
 
Die Prüfungserkenntnisse des LRH legen nahe, dass die Vermögensab
schöpfung durch intensivere Analyse- und Steuerungsmaßnahmen des 
Ministeriums für Justiz und Gesundheit (Justizministerium) noch effektiver, 
effizienter und damit wirtschaftlicher gestaltet werden kann. Das Justiz-
ministerium darf hier trotz der bisherigen positiven Ergebnisse nicht untätig 
bleiben. Es sollte zügig prüfen, ob sich der Einsatz weiteren Personals im 
Aufgabenbereich der Vermögensabschöpfung auch unter Berücksichti
gung der dadurch verursachten Kosten für das Land gewinnbringend  
auswirken kann. Auch durch Erreichen einer Kostenneutralität wäre mit 
Blick auf die gesellschaftliche und kriminalpolitische Bedeutung von  
Vermögensabschöpfung ein Mehrwert geschaffen. Der LRH hat in den 
vorgelegten Unterlagen keine ausreichend belastbaren Daten vorgefun
den, die jenseits einer begründeten Vermutung eine Amortisation belegen.  
 
Unklar ist bereits, wieviel Arbeitsaufwand tatsächlich zugunsten der Ver
mögensabschöpfung erbracht wird. In den Stellenplänen des Justiz-
ministeriums sind seit 2017 bei den Staatsanwaltschaften 10 Stellen mit 
Bezug zu dem Aufgabenzuwachs als Folge der Reform geschaffen wor
den. Zusätzlich sind 6 Stellenhebungen erfolgt. Die dafür erforderlichen 
Personalkosten belaufen sich auf rund 1 Mio. €1 p. a. und liegen deutlich 
unter den zugunsten des Landes jährlich vollstreckten Beträgen. 
 
Zum Zeitpunkt der Prüfung waren summarisch 7,5 Vollzeitstellen mit Son
derzuständigkeiten für Aufgaben der Vermögensabschöpfung bei den 
Staatsanwaltschaften eingerichtet. In welchem Umfang eine Schnittmenge 
zwischen den in den Haushalten seit 2017 geschaffenen Stellen und den 
eingerichteten Sonderzuständigkeiten besteht, ist für den LRH nicht nach
vollziehbar. 
 
Dies liegt unter anderem daran, dass Maßnahmen der Vermögens-
abschöpfung neben den Sonderzuständigkeiten auch in originärer Zustän
digkeit betrieben werden und mit in die Gesamtergebnisse der Vermö
gensabschöpfung einfließen. Weder dieser Arbeitsaufwand noch die 
erzielten Ergebnisse werden gesondert erfasst. Diese Erfassung wäre für 
die beschriebene Kosten-Nutzen-Analyse aber vonnöten.  

                                                      
1  Vgl. die Personalkostentabelle für die Landesverwaltung Schleswig-Holstein 2024; für die 

dort nicht aufgeführte R-Besoldung wurde mit A15 ein vergleichbarer Näherungswert 
herangezogen.  
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Das Fehlen einer solchen Analyse ist mit Blick auf die eigens geschaffe
nen Sonderzuständigkeiten und das - insbesondere für vorläufige Siche
rungsmaßnahmen - eingesetzte Personal wenig nachvollziehbar. Aufgrund 
der Bedeutung der Sicherung für den Vollstreckungserfolg sind diese Stel
len ein potenziell ertragreicher Ansatzpunkt für den Einsatz weiterer Res
sourcen.  
 
Das Justizministerium teilt diese Einschätzung grundsätzlich. Es weist 
aber darauf hin, dass aufgrund der Vielfalt staatsanwaltlicher Aufgaben 
nicht alle Aspekte der Vermögensabschöpfung einer streng wirtschaft-
lichen Betrachtungsweise zugänglich sind. Mögliche Mehreinnahmen 
seien aber ein positiver und begrüßenswerter Nebeneffekt.  
 
Eine Erhebung von Aufwand und Nutzen ist umso eindeutiger möglich, je 
spezialisierter die Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Vermögens-
abschöpfung erfolgt. Das Justizministerium hat hierzu angekündigt, in 
einem ersten Schritt mögliche Effekte durch personellen Mehreinsatz im 
Bereich der ZOV-SH untersuchen zu wollen. Zu diesem Zweck sollen 
Gespräche mit dem Generalstaatsanwalt des Landes Schleswig-Holstein 
aufgenommen werden. 
 
Der LRH kann diese Priorisierung nachvollziehen, regt aber eine tiefer-
gehende Analyse auch bezüglich der bei den Staatsanwaltschaften tätigen 
Sonderdezernenten an.  
 

25.4 Allgemeine Belastungssituation der Staatsanwaltschaften hat Aus
wirkungen auf die Vermögensabschöpfung 
 
Vermögensabschöpfung kann nur dann wirksam erfolgen, wenn dafür im 
Gesamtkontext staatsanwaltlicher Tätigkeit Personalkapazitäten vorhan
den sind. Dies gilt sowohl für Sonder- als auch für allgemeine Dezernate. 
Die derzeitige Belastungssituation der Bediensteten bei den Staatsanwalt
schaften droht einer effektiveren und erfolgreicheren Durchführung von 
Vermögensabschöpfung entgegenzustehen.  
 
Die Anzahl erledigter Strafverfahren steigt kontinuierlich an. Im Zeitraum 
von 2013 bis 2023 ist dieser Wert um über 33 % auf knapp 200.000 Ver
fahren pro Jahr angestiegen. Gleichzeitig stieg auch die Zahl unerledigter 
Verfahren bis Ende 2023 auf über 30.000 an.  
 
Hinzu kommt, dass die tatsächliche und rechtliche Komplexität von Straf
verfahren perspektivisch noch weiter zunimmt. Dazu trägt auch die  
Vermögensabschöpfung bei. Weitere Gesetzesvorhaben wie z. B. die 
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Stärkung der Bekämpfung von Geldwäsche1 legen nahe, dass sich die 
aufgezeigte Entwicklung fortsetzt.  
 
Das Justizministerium wird diese Aspekte bei der zukünftigen Ermittlung 
von Personalbedarfen zu berücksichtigten haben, will es die Vermögens
abschöpfung effektiv und wirtschaftlich ausgestalten. Bekannte Instru-
mente wie das Personalbedarfsberechnungssystem PEBB§Y sind nur mit 
praxiskompatiblen Basiszahlen aussagekräftig. Ist eine Aktualisierung die
ser Zahlen kurzfristig nicht möglich, müssen Alternativen erwogen oder 
eigene Prüfungen durchgeführt werden.  
 
Das Justizministerium führt aus, dass die Personalausstattung bei den 
Staatsanwaltschaften nicht auskömmlich ist. Es hat angekündigt, im Rah
men der haushalterischen Möglichkeiten weitere Stellen bis zu einem 
Deckungsgrad von 100 % nach PEBB§Y zu schaffen.  
 
Auch das Justizministerium hält die Vollerhebung aktueller Basiszahlen für 
dringend geboten, verweist aber auf eine bundeseinheitlich gültige 
Beschlusslage, nach der eine Durchführung erst 2027 erfolgen soll.  
 

  

                                                      
1  Vgl. hierzu LT-Drs. 20/2709. 
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